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A. Bericht des Abgeordneten Dr, Winter: 

Der Antrag der Fraktion der SPD — Druck- 
sache 3659 — ist vom Bundestag in seiner 219. Sit- 
zung am 29. Juni 1957 nach § 96 (neu) GO dem 
Haushaltsausschuß und dem Ausschuß für Fragen 
der Wiedergutmachung als Fachausschuß überwie- 
sen worden. Der Aussdiuß für Fragen der Wieder- 
gutmachung hat den Antrag in seiner Sitzung am 
4. Juli 1957 beraten. 

Der Antrag beabsichtigt, etwaige Härten, die 
durch die Anrechnungs Vorschriften entstehen 
könnten, dadurch zu beseitigen, daß diese Anrech- 
nungsvorschriften abgeschafft werden. Der Aus- 
schuß hatte jedoch Bedenken, diesem Antrag zu- 
zustimmen, weil die haushaltsrechtlichen Auswed- 
tungen nicht vorauszusehen sind. Der Ausschuß 
entschloß sich, den Gesetzentwurf in einer geän- 
derten, aus der Anlage ersichtldchen Fassung, an- 
zunehmen. Durch diese Fassung soll der Besitz- 
stand nach dem Bundesentschädigungsgesetz für 


den einzelnen Berechtigten gewahrt bleiben, ohne 
daß dadurch eine Mehrbelastung für den laufenden 
Haushalt eintritt. Der Ausschuß konnte sich zu 
dieser Regelung um so eher entschließen, als nach 
Inkrafttreten der Besoldungsneuordnung für Be- 
amte die Rentenleistungen des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes, die hiervon in ihrer Höhe abhän- 
gig sind, ohnehin vom 1. April 1957 ab neu berech- 
net werden und eine Erhöhung erfahren. 

Der vom Ausschuß geänderte Antrag bringt im 
Gegensatz zu dem ursprünglichen Antrag keine 
erhöhten Haushaltsleistungen mit sich. Aus diesem 
Grunde hat der Haushaltsausschuß auf eine Be- 
ratung des Antrags nach § 96 (neu) GO verzichtet. 

Bonn, den 4. Juli 1957 

Dr. Winter 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3659 — lin der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 4. Juli 1957 

Der Ausschuß für Fragen der Wiedergutmachung 

Dr. Böhm (Frankfurt) Dr. Winter 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 


Erledigt in der 225. Plenarsitzung am 6. Juli 1957 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen V erfolgung 
- Drucksache 3659 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Fragen der 
Wiedergutmachung 
(37. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
ergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Bun- 
desergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistisdien Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz — BEG) vom 
29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 559) wird 
wie folgt ergänzt: 

In Artikel III wird hinter Nummer 2 die 
folgende Nummer 2 a eingefügt: 

y,2a. Die Erhöhungen von Versorgungsbe- 
zügen oder sonstigen laufenden Leistun- 
gen aus deutschen öffentlichen Mitteln, 
die seit dem 1. Januar 1957 erfolgt sind, 
bleiben bei der Bemessung von Leistun- 


Beschlüsse des 37. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
ergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Bun- 
desergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz — BEG) vom 
29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 559) wird 
wie folgt ergänzt: 

Nach Artikel III wird folgender neuer Ar- 
tikel III a eingefüigt: 

„ A r 1 1 k e 1 III a 

Wiederkehrende Leistungen nadh dem 
Bundesentschädigungsgesetz sind bei Ände- 
rung der tatsädilidien Verhältnisse infolge 
der Erhöhung der Geldleistungen auf Grund 
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Entwurf 

gen nach diesem Gesetz außer Betracht. 
Diese Vorschrift gilt entsprechend, wenn 
V ersorgungsbezUge oder sonstige lau- 
fende Leistungen aus deutschen öffent- 
lichen Mitteln nach dem 1 . Januar 1957 
erstmalig festgesetzt wer den. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 in Kraft. 


Beschlüsse des 37. Ausschusses 

der Gesetze über die Rentenversicherungs- 
neuregelung und die Änderung und Ergän- 
zung des Bundesversorgungsgesetzes höch- 
stens um den Monatsbetrag zu kürzen, um 
den diese Geldleistungen sich monatlich er- 
höht haben oder erhöhen/* 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 2 a 

Dieses Gesetz gilt nidit im Saarland. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1957 in 
Kraft. 



